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Frau Bundesministerin
Dr. Barbara Hendricks
Bundesministerium für Umwelt,
Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit
Stresemannstraße 128-130
10117 Berlin

Kamingespräch anlässlich der 83. Umweltministerkonferenz am
23. Oktober 2014 in Heidelberg

Sehr geehrte Frau Bundesministerin,

der Freistaat Sachsen und das Land Niedersachsen haben für das Kamin-
gespräch anlässlich der 83. Umweltministerkonferenz das Thema ,,Entsor-
gung freigemessener Abfälle aus dem Abbruch von Kernkraftwerken"
angemeldet. Nachfolgend erlaube ich mir, lhnen Anlass und Zielstellung
meiner lnitiative zu erläutern.

Mit dem Ende der friedlichen Nutzung der Kernkraft werden in der Bundes-
republik Deutschland die Kernkraftwerke (Kl(W) zurückzubauen sein. Von
diesen KKW sind dezeit noch neun am Netz, die bis zum Jahr 2022
schrittweise abgeschaltet werden. Nach Angaben des niedersächsischen
Umweltministeriums in der Presse (siehe EUWID Ausgabe 39.2014)
werden allein aus dem nichtnuklearen Bereich des Kl(\ffs Stade, Abbau-
massen von 198.000 Tonnen zu entsorgen sein. lnsgesamt wird von allen
fünf KI(VV des Landes Niedersachsen mit einer Menge von 2,5 Millionen
Tonnen gerechnet, Zwar bestehen keine zeitlichen Vorgaben für den
Ruckbau der KKW, dennoch lässt die Entsorgung der dabei als Abfall zur
Beseitigung freigemessenen Stoffe angesichts der zu erwartenden Menge
schon heute erhebliche Probleme erkennen.

Eine jüngst erfolgte Verbringung solcher Abfälle aus dem Rückbau des
KKWs Stade auf eine Deponie im Freistaat Sachsen sorgte sowohl in der
Offentlichkeit vor Ort als auch in den Medien für erhebliches Aufsehen.
Ausgelöst wurden diese Diskussionen durch die - fachlich unbegründete -
Sorge der Anwohner der Deponie um ihre Gesundheit. Angesichts der
absehbaren Zahl und Länge der Transportvorgänge stand insbesondere
die Frage der umweltpolitischen Verantwortung der Länder des Anfallortes
im Mittelpunkt. Es wurde die Frage aufgeworfen, weshalb ortsnahe, nieder-
sächsische Deponien den Bauschutt trotz dort vorhandener Deponiekapa-
zitäten nicht angenommen haben und die abfallrechtlichen Möglichkeiten
zu einer ortsnahen Entsorgung nicht genutzt wurden.
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Die Entsorgung zukünftig in großen Mengen anfallender freigemessener Abfälle aus
dem Rückbau von KlûV auf Deponien außerhalb des Landes, in dem der Abfall anfåillt
und der damit verbundene Transport über große Entfernungen, erwecken bei der
Öffentlichkeit den Eindruck fehlender umweltpolitischer Verantwortung. Damit verringert
sich nachhaltig die Akzeptanz für die Entsorgung dieser Abfälle und des Freigabever-
fahrens insgesamt. Diese Akzeptanz gilt es jedoch politisch zu stärken, wenn die Ener-
giewende eiolgreich zum Abschluss gebra llht werden soll. | ":

Vor diesem Hintergrund halte ich es für unabdingbar, dass wir uns im Kamingespräch
darauf verständigen, die Abfälle aus dem Rückbau von Kernkraftwerken grundsätzlich
in den Ländern zu deponieren, in denen diese auch anfallen.

Sehr geehrte Frau Bundesministerin, ich würde es daher ausdrülcklich begrüßen, wenn
wir im Ergebnis unseres Kamingespräches die klare Botschaft nach außen geben
könnten, dass die Ministerinnen und Minister, Senatorinnen und Senatoren der
Umweltressorts des Bundes und der Länder verabredet haben, strahlenschutzrechtlich
freigemessene und damit nicht gefährliche Abfälle aus dem Rückbau von Kernkraft-
werken grundsätzlich im Land des'Anfallortes zu deponieren.

lch bitte Sie, sich meinem Vorschlag im Sinne unserer umweltpolitischen Verantwor-
tung und ím lnteresse der ötfentlichen Akzeptanz anzuschließen.

Dieses Schreiben ist an alle Mitglieder der Umweltministerkonferenz ergangen.

Mit freundlichen Grüßen
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